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2. Instanz

Aktenzeichen L 1 KR 22/01
Datum 06.10.2004

3. Instanz

Datum -

1. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom 13.
Februar 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen. 2. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu
erstatten. 3. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um eine Kostenerstattung fÃ¼r eine operative Anlage eines
Magenbandes zur Verringerung von extremen Ã�bergewicht (sog. gastric-banding).

Die KlÃ¤gerin, geboren am X.XXXXXXXXX 1970, beantragte im Oktober 1997 unter
Vorlage eines Ã¤rztlichen Attests der sie behandelnden Internistin und
Psychotherapeutin Dr. P. die Ã�bernahme der Kosten zur operativen Anlage eines
Magenbandes. Die Ã�rztin fÃ¼hrte in dem Attest aus, dass sich die KlÃ¤gerin bei ihr
in psychotherapeutischer Behandlung befinde und seit vielen Jahren unter einer
Adipositas per magna leide. Bei einer KÃ¶rpergrÃ¶Ã�e von 176 cm betrage das
Gewicht 139 kg. Eine Gewichtsreduktion sei dringend geboten. Wiederholte
DiÃ¤ten- und Fastenkuren hÃ¤tten nur vorÃ¼bergehend zu einer deutlichen
Gewichtsminderung gefÃ¼hrt. Zur Vermeidung gesundheitlicher GefÃ¤hrdung
sowie zur UnterstÃ¼tzung der psychotherapeutischen Arbeit sei es notwendig, dass
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die KlÃ¤gerin mit einem Magenband versorgt werde. Die Beklagte holte daraufhin
ein Gutachten des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung (MDK) ein. Der
MDK kam nach Untersuchung der KlÃ¤gerin zu dem Ergebnis, dass eine
KostenÃ¼bernahme fÃ¼r die beantragte Operation nicht befÃ¼rwortet werden
kÃ¶nne. Es bestehe zweifelsfrei ein massives Ã�bergewicht. Die Ã¼blichen
konservativen Behandlungsmethoden seien jedoch noch nicht ausgeschÃ¶pft
worden. Es wurde u.a. die Kontaktaufnahme mit dem Zentrum fÃ¼r EssstÃ¶rungen
in Hamburg empfohlen. DarÃ¼ber hinaus bestehe auch die MÃ¶glichkeit einer
Behandlung in der Adipositas-Sprechstunde im UniversitÃ¤tsklinikum in Hamburg.
AuÃ�erdem wurde auf die MÃ¶glichkeit einer ambulanten Behandlung in einem
Hamburger O.-Zentrum hingewiesen.

Durch Bescheid vom 27. November 1997 lehnte die Beklagte unter Hinweis auf das
Gutachten des MDK und noch nicht ausgeschÃ¶pfter konservativer
Behandlungsmethoden eine KostenÃ¼bernahme ab. Sie empfahl zur weiteren
Behandlung das Hamburg Zentrum fÃ¼r EssstÃ¶rungen bzw. das Hamburg
O.-Zentrum. Der hiergegen von der KlÃ¤gerin eingelegte Widerspruch wurde durch
Widerspruchsbescheid vom 12. Februar 1998 zurÃ¼ckgewiesen. Die KlÃ¤gerin
erhielt darin den zusÃ¤tzlichen Hinweis auf die vom MDK empfohlene Adipositas-
Sprechstunde.

Am 25. Februar 1998 hat die KlÃ¤gerin Klage erhoben, mit der sie zunÃ¤chst
KostenÃ¼bernahme und nachdem sie den Eingriff am 13. Juli 1998 im Krankenhaus
B. Ost hat durchfÃ¼hren lassen, Kostenerstattung geltend gemacht hat.

Das Sozialgericht hat nach Einholung eines Ã¤rztlichen Befundberichts beim
behandelnden Internisten Dr. T. und Beiziehung der Krankenakte des
Krankenhauses B.-Ost durch Urteil vom 13. Februar 2001 die Klage abgewiesen.

Mit ihrer hiergegen eingelegten Berufung verfolgt die KlÃ¤gerin die
Kostenerstattung weiter.

Im Berufungsverfahren verweist die KlÃ¤gerin auf den Erfolg des Eingriffes und
betont nochmals die Ausnahmesituation vor dem Eingriff. DiÃ¤ten und Kuren in
eigener Initiative seien gescheitert. Die von der Beklagten vorgeschlagenen
Behandlungsmethoden seien in ihrem Fall kontraindiziert. Ihr Essverhalten sei
bereits in der Kindheit durch die Eltern kontrolliert worden. Die elterliche Kontrolle
hÃ¤tte jedoch lediglich heimliches Essen gefÃ¶rdert. Auf umfÃ¤ngliche Ã¤rztliche
Kontrollen reagiere sie wie auf die Kontrollen in der Kindheit mit Abwehr und
Umgehung. Die Behandlung bei der Psychotherapeutin habe aus Zeitmangel nach
ca. 15 bis 20 Stunden abgebrochen werden mÃ¼ssen. Den medizinischen
Indikationskatalog fÃ¼r ein gastric-banding habe sie vollstÃ¤ndig erfÃ¼llt.

Die KlÃ¤gerin beantragt, das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom 13. Februar
2001 sowie den Bescheid der Beklagten vom 27. November 1997 in der Fassung
des Widerspruchsbescheides vom 12. Februar 1998 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, an die KlÃ¤gerin einen Betrag von 2.910,- EUR zuzÃ¼glich 4% Zinsen
seit RechtshÃ¤ngigkeit zu zahlen,
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hilfsweise gem. Â§ 106 SGG ein medizinisches Gutachten auf psychiatrischem oder
psychotherapeutischem Fachgebiet einzuholen zu der Behauptung, dass die von der
Beklagten angebotenen MaÃ�nahmen zu keinem Erfolg gefÃ¼hrt hÃ¤tten, da sie
aufgrund biographischer Hindernisse beratungsresistent gewesen ist,

hÃ¶chsthilfsweise dieses Gutachten bei einem noch zu benennenden
SachverstÃ¤ndigen nach Â§ 109 SGG einzuholen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt ihre Entscheidung fÃ¼r rechtmÃ¤Ã�ig und betont nochmals, dass eine
operative MaÃ�nahme zur Reduzierung von Ã�bergewicht nur als Ultima Ratio am
Ende eines gescheiterten umfassenden und langfristigen Behandlungskonzepts
stehen kÃ¶nne.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Verwaltungsakte der Beklagten sowie
die Prozessakte verwiesen, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung und
Beratung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die statthafte, insbesondere form- und fristgerechte Berufung ist zulÃ¤ssig, aber
nicht begrÃ¼ndet. Der Bescheid der Beklagten vom 27. November 1997 in der
Fassung des Widerspruchsbescheides vom 12. Februar 1998 ist rechtmÃ¤Ã�ig und
verletzt die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten.

Die KlÃ¤gerin hat gegenÃ¼ber der Beklagten keinen Anspruch auf Erstattung der
Kosten fÃ¼r die durchgefÃ¼hrte Magenbandoperation.

Als Anspruchsgrundlage kommt lediglich Â§ 13 Abs. 3 Satz 1 FÃ¼nftes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB V) in Betracht. Konnte die Krankenkasse eine
unaufschiebbare Leistung nicht rechtzeitig erbringen oder hat sie eine Leistung zu
Unrecht abgelehnt und sind dadurch Versicherten fÃ¼r die selbstbeschaffte
Leistung Kosten entstanden, sind diese nach dieser Vorschrift von der Krankenkasse
in der entstandenen HÃ¶he zu erstatten, soweit die Leistung notwendig war. Diese
Voraussetzungen sind jedoch nicht erfÃ¼llt.

Eine unaufschiebbare Leistung lag nicht vor, insbesondere war kein Notfall im Sinne
des Â§ 76 Abs. 1 Satz 2 SGB V gegeben. Der von der KlÃ¤gerin geschilderte
Leidensdruck stellte keinen solchen Notfall dar. Die Beklagte hat eine Leistung auch
nicht zu Unrecht abgelehnt.

Der Umstand, dass fÃ¼r eine Magenbandoperation noch keine Bewertung durch
den seit dem 1. Januar 2004 zustÃ¤ndigen Gemeinsamen Bundesausschuss â��
vormals Ausschuss Krankenhaus â�� vorliegt, schlieÃ�t einen Anspruch der
KlÃ¤gerin noch nicht aus. Das Fehlen eines Erlaubnisvorbehaltes in Â§ 137c SGB V
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â�� als Grundlage fÃ¼r die Bewertung der QualitÃ¤t von Untersuchungs- und
Behandlungsmethoden im Krankenhaus â�� hat zur Folge, dass neuartige Verfahren
im Krankenhaus keiner vorherigen Zulassung bedÃ¼rfen, sondern zu Lasten der
Krankenversicherung bereits angewendet werden kÃ¶nnen, wenn der Ausschuss sie
noch nicht explizit ausgeschlossen hat (vgl. Bundessozialgericht (BSG) 19. Februar
2003 â�� B 1 KR 1/02 R, NZS 2004, 140, entschieden am Beispiel einer
Magenbandoperation).

Eine Leistungspflicht der Beklagten kann auch nicht mit der BegrÃ¼ndung verneint
werden, dass fÃ¼r das Ã�bergewicht das krankhafte Essverhalten der Patientin und
nicht eine FunktionsstÃ¶rung des Magens verantwortlich sei und die Operation
damit nicht an der eigentlichen Krankheit ansetzt. Eine behandlungsbedÃ¼rftige
Adipositas stellt eine anerkannte Krankheit im Sinne des SGB V dar. Soweit durch
einen operativen Eingriff in ein funktionell intaktes Organ â�� hier den Magen â��
eingegriffen und dieses regelwidrig verÃ¤ndert werden soll, wie es beim Legen
eines Magenbandes geschieht, bedarf die lediglich mittelbare Behandlung aber
einer speziellen Rechtfertigung. Auch bei Vorliegen der Ã¼brigen medizinischen
Voraussetzungen entsprechend der aktuellen Leitlinien der Fachgesellschaften
(BodymaÃ�index â�� BMI â�� grÃ¶Ã�er als 40, Alter zwischen 18 und 60 Jahren,
lÃ¤nger als 5 Jahre bestehende Fettsucht, physischer und psychischer
Leidensdruck, Ausscheiden einer hormonellen Stoffwechselkrankheit als Ursache
der Adipositas, keine primÃ¤r psychische Erkrankung) kommt eine Operation immer
nur als Ultima Ratio in Betracht (vgl. BSG, ebenda), d.h. konservative
Behandlungsmethoden mÃ¼ssen zuvor nachweislich gescheitert sein.

Die KlÃ¤gerin hat nach ihrem Vortrag â�� welchem die operierenden Ã�rzte
offenbar gefolgt sind â�� eine Vielzahl von DiÃ¤tversuchen hinter sich. Es liegen
aber keine Nachweise vor, dass sie vor der Operationsentscheidung
Behandlungsalternativen systematisch mit Ã¤rztlicher Begleitung versucht hat. Aus
der aktuellen Leitlinie zur PrÃ¤vention und Therapie der Adipositas der Deutschen
Adipositas Gesellschaft, Stand: Juni 2003, ist selbst bei einem BMI von mehr als 40
(Adipositas Grad III), wie er bei der KlÃ¤gerin vor der Operation vorgelegen hat (BMI
von 47), grundsÃ¤tzlich ein Basisprogramm, welches sich zusammensetzt aus
ErnÃ¤hrungstherapie, Bewegungstherapie und Verhaltensmodifikation,
vorzuschalten. Bleibt dieses Programm ohne Erfolg, gilt es eine medikamentÃ¶se
Therapie zu erwÃ¤gen, erst danach ist ein operativer Eingriff in Betracht zu ziehen.
Weder fÃ¼r ein Basisprogramm noch fÃ¼r eine jedenfalls erwogene
medikamentÃ¶se Therapie liegen hier Nachweise vor. Die KlÃ¤gerin befand sich vor
der Operation zwar in psychotherapeutischer Behandlung und dies u.a. wohl auch
wegen ihres Ã�bergewichtes. Nachweise fÃ¼r ein Ã¤rztlich begleitetes
ErnÃ¤hrungs- und Bewegungsprogramm sind nicht erbracht. Der vom
behandelnden Internisten eingereichte Ã¤rztliche Befundbericht vom 18. August
1998 gibt lediglich den Zustand der KlÃ¤gerin vor der bereits feststehenden
Entscheidung zur Operation wieder. Angaben zu vorangegangenen erfolglosen
konservativen Behandlungsmethoden enthÃ¤lt der Bericht nicht. Die von der
Beklagten im Verwaltungsverfahren vorgeschlagenen Einrichtungen bzw.
vergleichbare, selbst ausgewÃ¤hlte Einrichtungen hat die KlÃ¤gerin unbestritten
nicht aufgesucht.
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Die von der KlÃ¤gerin hierfÃ¼r gegebene BegrÃ¼ndung, auf umfangreiche
Ã¤rztliche Kontrollen reagiere sie wie auf Kontrollen durch ihre Eltern mit Abwehr
und Umgehung, ist nicht ausreichend, den Kostenerstattungsanspruch zu
begrÃ¼nden. Es war der KlÃ¤gerin zumutbar, jedenfalls den Versuch, einer
systematischen Behandlung vorzunehmen. Bei den von der Beklagten
vorgeschlagenen Einrichtungen handelt es sich um ambulante Angebote, bei denen
davon auszugehen ist, dass sie aufgrund ihrer Spezialisierung auf EssstÃ¶rungen
bei der KlÃ¤gerin vorhandene Grenzen professionell aufgedeckt hÃ¤tten.

Der Senat hatte keinen Anlass, gem. Â§ 106 SGG der Frage nachzugehen, ob ein
solcher Versuch von vornherein zum Scheitern verurteilt war, etwa weil aufgrund
biographischer HintergrÃ¼nde eine Therapieresistenz bestand. Diese Frage ist nicht
entscheidungserheblich. Selbst bei Vorliegen der behaupteten Therapieresistenz
wÃ¤re die KlÃ¤gerin nicht davon entbunden gewesen, das Gericht vom Versuch
systematischer konservativer, letztlich aber erfolgloser Behandlungsmethoden zu
Ã¼berzeugen. Dies ist â�� wie dargelegt â�� aber nicht gelungen. Im Ã�brigen
bestanden fÃ¼r eine Therapieresistenz aber auch keine Anhaltspunkte. Ã�rztliche
Aussagen hierzu gibt es nicht. Vor dem operativen Eingriff hat die KlÃ¤gerin im
Rahmen eines psychotherapeutischen VorgesprÃ¤ches im Krankenhaus B.-Ost zur
BegrÃ¼ndung ihres Entschlusses zwar davon gesprochen, dass sie es nicht ertrage,
von anderen Menschen bezÃ¼glich ihres Essens bevormundet und kontrolliert zu
werden. Den Schluss einer Therapieresistenz zieht der in der Krankenakte
vorliegende Arztbericht daraus aber nicht. AbschlieÃ�end wird vielmehr
ausdrÃ¼cklich befÃ¼rwortet, die begonnene â�� nach Angaben der KlÃ¤gerin aus
Zeitmangel beendete â�� Psychotherapie fortzusetzen und nach MÃ¶glichkeit auch
noch auszuweiten.

Mangels Entscheidungserheblichkeit war auch der gleichlautende Antrag nach Â§
109 SGG abzulehnen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG) und
entspricht dem Ausgang des Rechtsstreits.

Ein Grund fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 oder Nr. 2
SGG ist nicht gegeben.

Erstellt am: 04.11.2004

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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